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Das Nato-Manöver der SVP
Die Partei sagt Ja zum Atomwaffenvertrag, um Viola Amherds Annäherung an die Nato zu behindern.

Stefan Bühler

Die Diskussion läuft heiss: Wie
lässt sich die Schweizer Armee
möglichst bald aufrüsten? Der
Armeechef fordert 20 000 Ar-
meeangehörige mehr, die SVP
will rasch mehr Geld für die
Truppe lockermachen. Die Hek-
tik hat einen Grund: Wladimir
Putins Unberechenbarkeit, die
Gefahr eines russischen Angriffs
auf Europa und letztlich auch
auf die Schweiz.

Nebst der Aufrüstung der
eigenen Truppen ist für Vertei-
digungsministerin Viola Am-
herd ein weiteres Element zen-
tral: die engere Zusammen-
arbeit mit der Nato. Ein Beitritt
kommt zwar nicht infrage, das
verbietet die Neutralität. Ge-
meinsame Übungen und kom-
patible Ausrüstung hingegen
schon – damit im Extremfall
einesAngriffsSchweizerArmee-
angehörige Seite an Seite mit
Partnern der Nachbarstaaten
kämpfen können.

Der SVP ist diese weitere An-
näherung an die Nato jedoch ein
Dorn im Auge. «Als neutrales
Land muss sich die Schweiz sel-
ber verteidigen können», sagt
Aussenpolitiker Franz Grüter,
«so steht es in der Bundesverfas-
sung, dort ist die immerwähren-

de bewaffnete Neutralität veran-
kert». Mit einer Annäherung an
die Nato befürchtet der Natio-
nalrat, «dass der Druck in der
Schweiz nachlassen würde,
unsere Armee selber aufzurüs-
ten. Zudem würde die Neutrali-
tät damit weiter geschwächt.»

Bundesrat setztAuftragdes
Parlamentsnichtum
Auf der Suche nach einem In-
strument, um die Anlehnung an
die Nato zu torpedieren, ist die
SVP letztes Jahr fündig gewor-
den: beim Atomwaffenverbots-
vertrag der UNO. Dieser will
Nuklearwaffen grundsätzlich
verbieten. Die Schweiz war bei
der Ausarbeitung dabei, doch
beigetreten ist sie nicht – und
das ist eine Geschichte in der
Geschichte.

Schon 2018 hat das Parlament
eine Motion von Carlo Somma-
ruga (SP/GE) überwiesen, die
den Beitritt fordert. Doch bis
heute hat der Bundesrat den
Auftrag nicht erfüllt. Er prüft
und analysiert. Nun steht die
nächste Runde an: Der Bundes-
rat werde bis zum Ende des ers-
ten Quartals das Vorgehen fest-
legen, schreibt das Aussende-
partement (EDA) auf Anfrage.

Diesmal wird die Diskus-
sion unter neuen Vorzeichen
stattfinden. Denn die SVP hat
eine Kehrtwende vollzogen. Im
Jahr 2018 lehnte die Fraktion
im Nationalrat die Motion für
den Beitritt noch klar ab. Nun
sagt Nationalrat Grüter: «Wir
sind jetzt für den Beitritt zum
Atomwaffenvertrag, weil wir
damit die Annäherung der

Schweiz an die Nato verhindern
können.»

Die SVP gehe davon aus,
dass für Vertragsstaaten Ein-
schränkungen in der Zusam-
menarbeit mit Nuklearmächten,
also auch der Nato, gälten, sagt
er. Auch das Aussendepar-
tement (EDA) kam 2018 in einer
Analyse zum Schluss, der Bei-
tritt der Schweiz zum Atomwaf-
fenverbotsvertrag könnte «Ein-
schränkungen in relevanten Ko-
operationsfeldern» nach sich
ziehen und sei sicherheitspoli-
tisch «nicht ratsam».

Das war vier Jahre vor dem
Überfall aufdieUkraine.Seither
hat die Nato mehrfach bekräf-
tigt, sie sei einNuklear-Bündnis.
Und Vertreter aus Nato-Staaten
argumentieren mit der nuklea-
renAbschreckung,umPutinvor

weiterenAngriffen inEuropaab-
zuhalten.KeinNato-Mitglied ist
demAtomwaffenverbotsvertrag
beigetreten.DieNuklearmächte,
darunter Frankreich und Gross-
britannien, schon gar nicht.

Sollte sich der Bundesrat im
März trotzdem für den Beitritt
entscheiden, würde er damit
«die Sicherheitsdoktrin der für
die Schweiz relevantesten Part-
ner nicht nur in Frage stellen»,
wie es schon in der Analyse von
2018 heisst, sondern «mittels
einer Stigmatisierungsagenda»
diese Partner sogar «direkt an-
greifen». Dass dies die Zusam-
menarbeit mit der Nato und
ihren Mitgliedern erschweren
würde, liegt auf der Hand.

WaswollenRösti
undParmelin?
Genau darauf spekuliert die
SVP. Dafür nimmt die rechts-
konservative Partei selbst eine
Allianz mit Linken und Frie-
densorganisationen in Kauf.
Zum Beispiel mit der Internatio-
nalen Kampagne zur atomaren
Abrüstung (Ican), die 2017 den
Friedensnobelpreis erhielt. Sie
will noch im April in der Schweiz
eine Initiative für das Atomwaf-
fenverbot lancieren.

SP-Aussenpolitiker Fabian
Molina erklärt auf Anfrage, es

freue ihn, «dass die SVP die Be-
deutung der atomaren Abrüs-
tung für die Sicherheit der
Schweiz erkenne». Denn «ein
Verbot von Atomwaffen ist der
einzige Weg, um die Gefahr
eines zerstörerischen Atom-
krieges dauerhaft zu bannen».
Es gebe «keinen ‹atomaren
Schirm› der Nato», führt Moli-
na aus: «Bei einer atomaren Es-
kalation gibt es nur Verlierer.»
Gleichwohl kalkuliert man
selbst in der SP den Schutzfak-
tor Nato nach Bedarf ein. So er-
klärte Nationalrat Pierre-Alain
Fridez diese Woche im West-
schweizer Fernsehen: In Est-
land würde er sich Sorgen ma-
chen, aber: «Bei uns in der
Schweiz, mitten im Dispositiv
der Nato, gibt es nicht viel zu
befürchten.»

Wenn nun also der Bundes-
rat bis im März über das weitere
Vorgehen berät, stehen vorab
die SVP-Magistraten Albert Rös-
ti und Guy Parmelin unter Beob-
achtung. Machen sie die Kehrt-
wende ihrer Partei mit und sa-
gen Ja zum Atomwaffenverbot?
Wobei auch die Position von
Viola Amherd, der Verteidi-
gungsministerin, nicht eindeu-
tig ist: 2018 stimmte sie als Na-
tionalrätin der Motion für ein
Atomwaffenverbot noch zu.

Der Täter wollte Geld erpressen
Nach einer Bombendrohung kommt es zu einem Polizei-Grosseinsatz beim Bundesasylzentrum Glaubenberg.

Kari Kälin

Das Berghotel Langis liegt we-
nige 100 Meter vom Bundes-
asylzentrum Glaubenberg ent-
fernt. Am Montagabend erhält
esum19.30UhreinenAnrufvon
der Kantonspolizei Obwalden:
Bombenalarm im Bundesasyl-
zentrum. Etwa eine Viertelstun-
de später beherbergt das Hotel
rund 240 Asylsuchende und die
BAZ-Mitarbeitenden: Hier, auf
knapp 1500 Metern über Meer
bei einem Wander- und Lang-
laufparadies ob Sarnen, sind sie
in Sicherheit.

Stephan Thalmann ist seit
2008 Wirt und Eigentümer des
Berghotels. Gläser, Messer, spit-
zige Gegenstände werden als
Vorsichtsmassnahme wegge-
räumt. Die Hotelcrew versorgt
die Asylsuchenden mit Sand-
wiches und Getränken. Sicher-
heitskräfte sorgen dafür, dass sie
nicht zu den Hotelzimmern ge-
langen. Nach und nach schreitet
die Evakuierung voran. Bis Mit-
ternacht bringt ein Car nach
dem anderen die Asylsuchen-
den in die nahe gelegenen BAZ
nach Emmen und Eigenthal im
Kanton Luzern. Bis tief in die
Nacht helfen BAZ-Mitarbeiten-
de im Hotel bei den Reinigungs-
arbeiten. Thalmann lobt ihren
Einsatz ebenso wie jenen der Si-
cherheitskräfte: «Sie haben tol-
le Arbeit geleistet.»

Seinen Lauf nimmt das Dra-
ma,nachdemBAZ-Mitarbeiten-
deamMontagabendeineschrift-
liche Bombendrohung entde-
cken.DerUrheber istnochnicht

ermittelt. Gemäss Recherchen
von CH Media verlangte er
15 000 Franken – ansonsten
werdedasBAZindieLuftgejagt.

Spürhundefinden
keinenSprengstoff
Die Drohung löst einen Gross-
einsatz aus. Die Feuerwehr Sar-
nen rückt aus, auch der Ret-
tungsdienst ist vor Ort. Wie vie-
le Polizisten im Einsatz stehen,
verrät die Kantonspolizei Ob-
walden nicht. Gemäss Recher-
chen von CH Media sind es Dut-
zende.SpezialistenderKantons-
polizeien Nidwalden, Luzern,
Zürich und Bern leisten Unter-
stützung. Spürhunde durchsu-
chen das Bundesasylzentrum
die ganze Nacht auf Sprengstoff.
Nach einer Feinsuche erfolgt am
Dienstag die Entwarnung: Das
BAZ kann wieder bezogen wer-
den. ImVerlaufdesNachmittags
bringen die Cars die Asylsu-
chenden auf den nebelverhan-
genen Glaubenberg zurück. Im
Hof erholen sie sich beim Ziga-
rettenrauchen vom Schreck.

Justizminister Beat Jans
danktederPolizeiundderFeuer-
wehr für den «raschen und pro-
fessionellen Einsatz», wie das
Staatssekretariat für Migration
am Montagmorgen mitteilte.
Noch nie zuvor kam es in einem
BAZ zu einem Bombenalarm.

Der Bombenalarm auf dem
Glaubenbergreihtsichein ineine
SerievonVorfällenrundumBAZ,
die zu Polizeigrosseinsätzen
führten.AnfangFebruarhieltein
iranischer Asylsuchender aus
demBundesasylzentrumBoudry

NEaneinemAbendzwölfPassa-
giere und den Lokomotivführer
in einem Regionalzug als Gei-
seln. Beim Polizeieinsatz wurde
der Geiselnehmer getötet.

Im vergangenen Dezember
schrieeinalgerischerAsylbewer-
ber aus dem BAZ Boudry auf
einemPausenplatz inCortaillod
«Allahu akbar» und löste damit
einenAnti-Amok-Alarmaus.Der
Mann wurde unterdessen im
Rahmen des sogenannten Dub-
lin-Verfahrens nach Deutsch-
land abgeschoben.

Dazu klagen die Menschen in
Boudry über viel Kleinkrimina-
lität. In Obwalden tönt es nicht
anders. Auch im Berghotel Lan-
gis haben Asylbewerber schon
Geld gestohlen, sagt Eigentü-
mer Stephan Thalmann. Im ÖV
kommt es zu Belästigungen. Ein
Post-Sprecher sagte etwa
gegenüber Tele 1 und Pilatus
Today, dass Asylsuchende, die
mit dem Postauto von Sarnen
auf den Glaubenberg unter-
wegs sind, bisweilen alkoholi-
siert seien, die Fahrzeuge ver-

schmutzten und sich respektlos
gegenüber dem Fahrpersonal
verhielten. Die Obwaldner Re-
gierung sprach in der Antwort
auf einen SVP-Vorstoss neulich
von einer «hohen Ereignisdich-
te» im Zusammenhang mit
dem BAZ Glaubenberg, «oft
konzentriert auf ein paar weni-
ge Asylsuchende».

Etwa dreimal pro Monat
muss die Polizei zum BAZ Glau-
benberg ausrücken. Oft verwi-
ckelt in die Streitereien sind Per-
sonen mit Suchtverhalten und

psychischen Problemen. Im
letzten Mai etwa waren 60 Per-
sonen in eine Auseinanderset-
zung involviert. Es wurden Mes-
ser gezückt, Steine flogen. Ein
Stein traf einen Kurden am
Auge, sodass er sich in Spital-
pflege begeben musste.

ObwaldnerNationalrätin
willAntworten
Bundesrat Beat Jans verschärft
die Gangart im Asylbereich. Bei
einem Besuch des BAZ in Chias-
so kündigte er letzte Woche an,
die 24-Stunden-Verfahren für
Asylsuchende mit praktisch null
Aussichten auf einen positiven
Entscheid auf alle Bundesasyl-
zentren mit Verfahrensfunktion
auszudehnen. Bis jetzt wurden
die Verfahren, die vor allem
Menschen aus den Maghreb-
Staaten betreffen, probehalber
im BAZ Zürich durchgeführt.
Zudem will Jans die Zusammen-
arbeit zwischen den Migrations-
und den Strafverfolgungsbehör-
den verbessern.

Zum Bombenalarm auf dem
Glaubenberg muss Jans schon
nächste Woche öffentlich Stel-
lung nehmen. Die Obwaldner
SVP-Nationalrätin Monika
Rüegger will in der Fragestunde
unter anderem wissen, ob die
24-Stunden-Verfahren auch für
die Asylsuchenden auf dem
Glaubenberg angewendet wer-
den und wie viele Asylsuchende
ohne Aussicht auf einen positi-
ven Entscheid dort unterge-
bracht sind. Rüegger sagt: «Die
Bevölkerung fühlt sich im Stich
gelassen.»
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